
1. Änderung der

Ergänzungsvereinbarung

zum

„Rahmenvertrag im Freistaat Sachsen über die Abrechnung vertragsärztli­
cher Leistungen für Berechtigte des Asylbewerberleistungsgesetzes 

(AsylbLG)“

in Umsetzung der 
„Rahmenvereinbarung zur Übernahme der Krankenbehandlung für nicht Versiche­

rungspflichtige gegen Kostenerstattung nach § 264 Abs. 1 SGB V in Verbindung mit den 
§§ 1 sowie 4 und 6 AsylbLG“ 

zwischen

der Landeshauptstadt Dresden, 
vertreten durch den Oberbürgermeister, 

Herrn Dirk Hilbert

- Im Folgenden Stadt Dresden genannt -

und

der AOK PLUS - Die Gesundheitskasse für Sachsen und Thüringen, 
vertreten durch den Vorstand, 

hier vertreten durch Frau Ilona Wojnowski

der DAK-Gesundheit
Landesvertretung Sachsen, 

vertreten durch Herrn Stefan Wandel

der Kaufmännischen Krankenkasse - KKH - 
vertreten durch den Vorsitzenden des Vorstandes, 

Herrn Dr. Wolfgang Matz

- im Folgenden vertragsbeteiligte Krankenkassen genannt -

sowie

der Kassenärztlichen Vereinigung Sachsen 
vertreten durch den Vorstandsvorsitzenden, 

Herrn Dr. med. Stefan Windau 

- im Folgenden KV Sachsen genannt - 



1. Änderung der Ergänzungsvereinbarung zum „Rahmenvertrag im Freistaat Sachsen über die Abrechnung ver­
tragsärztlicher Leistungen für Berechtigte des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG)“ in Umsetzung der „Rah­
menvereinbarung zur Übernahme der Krankenbehandlung für nicht Versicherungspflichtige gegen Kostenerstat-
tung nach § 264 Abs. 1 SGB V In Verbindung mit den §§ 1 sowie 4 und 6 AsylbLG“

Mit Wirkung zum 1. Juli 2026 vereinbaren die Vertragspartner folgende Änderungen:

1. § 1 Absatz 2 wird wie folgt aktualisiert:

„(2) Die ausgegebenen eGK sind nach § 291a Abs. 2 SGB V im Statusfeld für die 
besondere Personengruppe mit dem Kennzeichen „9" (Empfänger von Gesund­
heitsleistungen nach den §§ 4 und 6 AsylbLG) zu kennzeichnen. Weiterhin stel­
len die vertragsbeteiligten Krankenkassen in Zusammenarbeit mit der Stadt 
Dresden sicher, dass die Leistungsberechtigten über den Umfang ihres Leis­
tungsanspruchs informiert sind.“

2. § 4 Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:

„(3) Im Rahmen der gesonderten Rechnungslegung erfolgt die Abrechnung gegen­
über den vertragsbeteiligten Krankenkassen mit einem Rechnungsbrief, dem 
Einzelfallnachweis für Sonderkostenträger („Leistungsnachweis“) in Papier­
form und den quartalsweisen Einzelfallnachweis-Daten gemäß dem Vertrag über 
den Datenaustausch auf Datenträgern (Anlage 6 Bundesmantelvertrag - Ärzte), 
in der jeweils gültigen Fassung sowie der zugehörigen Technischen Anlage. 
Darüber hinaus erhalten die vertragsbeteiligten Krankenkassen eine Datei im 
csv-Format, welche folgende Angaben enthält: Abrechnungsquartal, Leistungs­
quartal, BSNR des behandelnden Arztes, Versichertennummer gemäß eGK, 
Nachname des Versicherten, Vorname des Versicherten, Geburtsdatum des Ver­
sicherten und Zahlencode Prüfungsnachweis Abgleich Versichertenstammda- 

. tenmanagement. Das Nähere dieser Datenlieferung regelt die Anlage 2 (Techni­
sche Anlage).“

3. § 4 Absatz 7 wird wie folgt geändert:

„(7) Die vertragsbeteiligten Krankenkassen verpflichten sich, 1 % der Rechnungs­
summe der Quartalsabrechnung zzgl. Umsatzsteuer, soweit solche nach den ge­
setzlichen Bestimmungen anfällt, für die Prüfung der Rechnungen an die 
KV Sachsen zu zahlen. Für den Fall, dass die Umsatzsteuer nachträglich anfällt, 
verzichten die Vertragspartner auf die Einrede der Verjährung. Damit sind alle 
Aufwendungen abgegolten, die der KV Sachsen im Rahmen dieser Vereinba- 
rung entstanden sind. Die von den vertragsbeteiligten Krankenkassen an die KV 
Sachsen gezahlten Verwaltungsaufwendungen für die Rechnungsprüfung wer­
den den Krankenkassen von der Stadt Dresden im Rahmen einer gesonderten 
Rechnungslegung erstattet.“

Dresde;

Stadt Dresden AOK PLUS

KV Sachsen DAK-Gesundheit

Kaufmännische Krankenkasse - KKH
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1. Änderung der Ergänzungsvereinbarung zum „Rahmenvertrag im Freistaat Sachsen über die Abrechnung ver­
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Dresden sicher, dass die Leistungsberechtigten über den Umfang ihres Leis- 
tungsanspruchs informiert sind.“

2. § 4 Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:

„(3) Im Rahmen der gesonderten Rechnungslegung erfolgt die Abrechnung gegen­
über den vertragsbeteiligten Krankenkassen mit einem Rechnungsbrief, dem 
Einzelfallnachweis für Sonderkostenträger („Leistungsnachweis“) in Papier- 
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„(7) Die vertragsbeteiligten Krankenkassen verpflichten sich, 1 % der Rechnungs­
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Dresden, . ß. JUNI 2026

Stadt Dresden

KV Sachsen

Dr. med. Stefan Windau 
Vo/ätandsvorsitzender 

/ÄW Sachen--
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1. Änderung der Ergänzungsvereinbarung zum „Rahmenvertrag im Freistaat Sachsen über die Abrechnung ver­
tragsärztlicher Leistungen für Berechtigte des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG)" in Umsetzung der „Rah­
menvereinbarung zur Übernahme der Krankenbehandlung für nicht Versicherungspflichtige gegen Kostenerstat-
tung nach § 264 Abs. 1 SGB V in Verbindung mit den §§ 1 sowie 4 und 6 AsylbLG“

Mit Wirkung zum I. Juli 2026 vereinbaren die Vertragspartner folgende Änderungen:

1. § 1 Absatz 2 wird wie folgt aktualisiert:

„(2) Die ausgegebenen eGK sind nach § 291a Abs. 2 SGB V im Statusfeld für die 
besondere Personengruppe mit dem Kennzeichen „9" (Empfänger von Gesund­
heitsleistungen nach den §§ 4 und 6 AsylbLG) zu kennzeichnen. Weiterhin stel­
len die vertragsbeteiligten Krankenkassen in Zusammenarbeit mit der Stadt 
Dresden sicher, dass die Leistungsberechtigten über den Umfang ihres Leis­
tungsanspruchs informiert sind.“

2. § 4 Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:

„(3) Im Rahmen der gesonderten Rechnungslegung erfolgt die Abrechnung gegen­
über den vertragsbeteiligten Krankenkassen mit einem Rechnungsbrief, dem 
Einzelfallnachweis für Sonderkostenträger („Leistungsnachweis“) in Papier­
form und den quartalsweisen Einzelfallnachweis-Daten gemäß dem Vertrag über 
den Datenaustausch auf Datenträgern (Anlage 6 Bundesmantelvertrag - Ärzte), 
in der jeweils gültigen Fassung sowie der zugehörigen Technischen Anlage. 
Darüber hinaus erhalten die vertragsbeteiligten Krankenkassen eine Datei im 
csv-Format, welche folgende Angaben enthält: Abrechnungsquartal, Leistungs­
quartal, BSNR des behandelnden Arztes, Versichertennummer gemäß eGK, 
Nachname des Versicherten, Vorname des Versicherten, Geburtsdatum des Ver­
sicherten und Zahlencode Prüfungsnachweis Abgleich Versichertenstammda­
tenmanagement. Das Nähere dieser Datenlieferung regelt die Anlage 2 (Techni­
sche Anlage).“

3. § 4 Absatz 7 wird wie folgt geändert:

„(7) Die vertragsbeteiligten Krankenkassen verpflichten sich, I % der Rechnungs- 
summe der Quartalsabrechnung zzgl. Umsatzsteuer, soweit solche nach den ge­
setzlichen Bestimmungen anfällt, für die Prüfung der Rechnungen an die 
KV Sachsen zu zahlen. Für den Fall, dass die Umsatzsteuer nachträglich anfällt, 
verzichten die Vertragspartner auf die Einrede der Verjährung. Damit sind alle 
Aufwendungen abgegolten, die der KV Sachsen im Rahmen dieser Vereinba­
rung entstanden sind. Die von den vertragsbeteiligten Krankenkassen an die KV 
Sachsen gezahlten Verwaltungsaufwendungen für die Rechnungsprüfung wer­
den den Krankenkassen von der Stadt Dresden im Rahmen einer gesonderten 
Rechnungslegung erstattet.“

Dresden,

Stadt Dresden

KV Sachsen

AOK PLUS


